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1. Steuerliche Behandlung betrieblich 

und beruflich veranlasster Aus-
landsreisen ab 1.1.2016 

 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
mit Schreiben vom 9.12.2015 die Pausch-
beträge für Verpflegungsmehraufwendun-
gen und Übernachtungskosten für beruf-
lich und betrieblich veranlasste Auslands-
dienstreisen ab 1.1.2016 bekannt ge-
macht. Diese finden Sie auf der Internet-
seite des BMF unter: 
http://www.bundesfinanzministerium.de 
und dort unter Service -> BMF-Schreiben. 
 
Dabei ist bei eintägigen Reisen in das 
Ausland der entsprechende Pauschbetrag 
des letzten Tätigkeitsortes im Ausland 
maßgebend. Bei mehrtägigen Reisen in 
verschiedenen Staaten gilt für die Ermitt-
lung der Verpflegungspauschalen am An- 
und Abreisetag sowie an den Zwischenta-

gen (Tagen mit 24 Stunden Abwesenheit) 
Folgendes: 
 
· Bei der Anreise vom Inland in das Aus-

land oder vom Ausland in das Inland 
jeweils ohne Tätigwerden ist der ent-
sprechende Pauschbetrag des Ortes 
maßgebend, der vor 24.00 Uhr Ortszeit 
erreicht wird. 

 

· Bei der Abreise vom Ausland in das 
Inland oder vom Inland in das Ausland 
ist der entsprechende Pauschbetrag 
des letzten Tätigkeitsortes maßgebend. 
·  

· Für die Zwischentage ist in der Regel 
der entsprechende Pauschbetrag des 
Ortes maßgebend, den der Arbeitneh-
mer vor 24.00 Uhr Ortszeit erreicht. 

 
Schließt sich an den Tag der Rückreise 
von einer mehrtägigen Auswärtstätigkeit 
zur Wohnung oder ersten Tätigkeitsstätte 
eine weitere ein- oder mehrtägige Aus-
wärtstätigkeit an, ist für diesen Tag nur die 
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höhere Verpflegungspauschale zu berück-
sichtigen. 
 
Für die in der Bekanntmachung nicht er-
fassten Länder ist der für Luxemburg gel-
tende Pauschbetrag, für nicht erfasste 
Übersee- und Außengebiete eines Landes 
ist der für das Mutterland geltende 
Pauschbetrag maßgebend. 
 
Bitte beachten Sie! Die Pauschbeträge 
für Übernachtungskosten sind ausschließ-
lich in den Fällen der Arbeitgebererstat-
tung anwendbar. Für den Werbungskos-
tenabzug sind nur die tatsächlichen Über-
nachtungskosten maßgebend; dies gilt 
entsprechend für den Betriebsausgaben-
abzug. 
 
 
2. Kürzung der „außergewöhnlichen 

Belastungen“ um zumutbare Belas-
tung verfassungsgemäß 

 
Krankheitskosten können nach dem Ein-
kommensteuergesetz zwar grundsätzlich 
als außergewöhnliche Belastung bei der 
Einkommensteuer berücksichtigt werden – 
aber nur so weit sie die sog. „zumutbare 
Belastung“ überschreiten. 
 
Die Kürzung um die zumutbare Belastung 
war Thema zweier vor dem Bundesfinanz-
hof (BFH) ausgefochtener Urteile. In den 
entschiedenen Fällen hatten Steuer-
pflichtige Krankheitskosten – Aufwendun-
gen für Zahnreinigung, 
Laboratoriumsmedizin, Zweibettzimmer-
zuschläge sowie für Arztbesuche und Zu-
zahlungen für Medikamente (Praxis- und 
Rezeptgebühren) – als außergewöhnliche 
Belastungen im Rahmen ihrer Einkom-
mensteuererklärung geltend gemacht. Sie 
waren der Auffassung, dass die Aufwen-
dungen zwangsläufig entstanden und von 
Verfassung wegen – ohne Berücksichti-
gung einer zumutbaren Belastung – abzu-
ziehen sind, weil sie Teil des einkommen-
steuerrechtlich zu verschonenden Exis-
tenzminimums sind. 
 
Der BFH stellte jedoch in seinen Entschei-
dungen vom 2.9.2015 dazu fest, dass es 
nicht von Verfassung wegen geboten ist, 
bei der einkommensteuerrechtlichen Be-
rücksichtigung von Krankheitskosten als 
außergewöhnliche Belastungen auf den 

Ansatz einer zumutbaren Belastung zu 
verzichten. Es sei grundsätzlich erlaubt, 
Versicherte zur Entlastung der Kranken-
kassen und zur Stärkung des Kostenbe-
wusstseins in Form von Zuzahlungen zu 
beteiligen, soweit dies dem Einzelnen fi-
nanziell zumutbar ist. 
 
Anmerkung: Nach Auffassung des BFH 
ist es auch verfassungsrechtlich nicht ge-
boten, auf den Ansatz der zumutbaren 
Belastung zu verzichten. Denn zum ver-
fassungsrechtlich zu achtenden Existenz-
minimum gehören solche Zuzahlungen 
nicht, weil auch Sozialhilfeempfänger sol-
che zu leisten haben. 
 
 
3. Ermittlungen wegen des Verdachts 

der Steuerhinterziehung bei 
„Rechnungssplitting“ 

 
Nach einer Pressemitteilung des Lande-
samtes für Steuern Rheinland-Pfalz 
durchsuchten Steuerfahnder Zulieferfir-
men von Weinbaubetrieben wegen des 
Verdachts der Steuerhinterziehung durch 
Winzer. Dort erwarben Winzer ihre Korken 
und sonstige Weinverschlüsse im Wege 
eines sog. „Rechnungssplittings“, bei dem 
ein Teil der Ware mit Anschrift und Kun-
denkonto des Winzers berechnet und ein 
anderer Teil als anonymer Barverkauf ab-
gewickelt wurde. Die daraus gewonnenen 
Erkenntnisse führten zur Aufdeckung von 
Steuerstraftaten. 
 
Bitte beachten Sie! Selbstanzeigen sind, 
solange die Steuerhinterziehung als nicht 
entdeckt gilt, noch möglich und führen 
nach Zahlung der Steuerschuld zur Straf-
freiheit. Da die Ermittlungen andauern, ist 
damit zu rechnen, dass sich die Zahl der 
Verfahren erhöhen wird. Das Erstellen 
einer Selbstanzeige ist mit hohen rechtli-
chen Anforderungen verbunden. Lassen 
Sie sich im Bedarfsfall daher unbedingt 
beraten! 
 
 
4. Automatischer Austausch von In-

formationen über Finanzkonten ab 
2016 tritt in Kraft 

 
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 
18.12.2015 dem Gesetz zu der Mehrseiti-
gen Vereinbarung vom 29.10.2014 zwi-



 

 

schen den zuständigen Behörden über 
den automatischen Austausch von Infor-
mationen über Finanzkonten und zur Än-
derung weiterer Gesetze zugestimmt. 
 
Die Finanzverwaltungen der Vertrags-
staaten können länderübergreifend steuer-
relevante Informationen austauschen, um 
der zunehmenden Anzahl von Möglich-
keiten zur Steuerverkürzung wirksam zu 
begegnen. Die Finanzinstitute haben dem 
Bundeszentralamt für Steuern die Daten 
jeweils zum 31. Juli eines Jahres für das 
vorhergehende Kalenderjahr zu übermit-
teln; beginnend zum 31.7.2017 für 2016. 
Die Schweiz und Österreich haben erst 
2018 für das Jahr 2017 die ersten In-
formationen zugesagt. 
 
Bei den Gesetzen handelt es sich um den 
automatischen Austausch von Informatio-
nen über Auslandskonten von Privatper-
sonen. Damit soll es möglich werden, ent-
sprechende Finanzdaten mit anderen 
Ländern automatisch auszutauschen. 
 
Deutschland und 50 weitere Staaten hat-
ten sich Ende Oktober 2014 in einem glo-
balen Abkommen verpflichtet, sich ab 
Herbst 2017 gegenseitig über Auslands-
konten von Privatpersonen zu informieren. 
Durch das Abkommen sollen auch Banken 
und Finanz­institute verpflichtet werden, 
Informationen über Zinsen, Dividenden, 
Guthaben auf Konten oder Erlöse aus 
dem Verkauf von Finanzvermögen einer 
Behörde zu melden. Zwischenzeitlich ist 
die ZahI der teilnehmenden Staaten auf 
über 60 angestiegen. Dazu gehören auch 
die Cayman lslands, die Kanalinsel Jer-
sey, Liechtenstein und die Schweiz. 
 
Mitgeteilt werden müssen Name, An-
schrift, Steueridentifikationsnummer 
sowie Geburtsdaten und -ort jeder mel-
depflichtigen Person, die Kontonum-
mer, die Jahresenddaten der Finanz-
konten sowie gutgeschriebene Kapital-
erträge. 
 
 
5. Keine Wertminderung bei  

VW-Autos 
 
Die vermeintliche Wertminderung eines 
Autos durch erhöhte Abgaswerte wie im 
Fall von Volkswagen kann nach Aussage 

der Bundesregierung nicht im Rahmen 
einer Einkunftsart als Betriebsausgabe 
oder Werbungskosten geltend gemacht 
werden. Für Steuerpflichtige sind „abnutz-
bare Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens mit den Anschaffungskosten vermin-
dert um die Absetzungen für Abnutzungen 
anzusetzen“, heißt es in einer Pressemit-
teilung vom 28.12.2015. 
 
Ist der Teilwert aufgrund einer voraus-
sichtlich dauernden Wertminderung nied-
riger, so kann dieser angesetzt werden. 
Da der VW-Konzern jedoch angekündigt 
hat, dass alle von dem Abgasskandal be-
troffenen Fahrzeuge nachgebessert wür-
den und der Mangel damit behoben wer-
de, handele es sich, wenn überhaupt ob-
jektiv eine Wertminderung dargestellt wer-
den könne, nur um einen vorüberge-
henden Sachverhalt. Aus demselben 
Grund kommt auch eine Absetzung für 
außergewöhnliche technische oder wirt-
schaftliche Abnutzung nicht in Betracht. 
 
 
6. Verdeckte Gewinnausschüttungen 

lösen keine Schenkungsteuer aus 
 
Eine verdeckte Gewinnausschüttung in 
Form von überhöhten Mietzahlungen stellt 
keine Schenkung dar. Dies hat das Fi-
nanzgericht Münster (FG) mit Urteil vom 
22.10.2015 entschieden. 
 
Im entschiedenen Fall war ein Steuer-
pflichtiger Geschäftsführer einer GmbH, 
deren Alleingesellschafterin seine Ehefrau 
ist. Er vermietete ein Grundstück und ver-
schiedene Maschinen an die GmbH zu 
einem – wie sich nach einer Betriebsprü-
fung herausstellte – überhöhten Mietpreis. 
Dies führte zum Ansatz verdeckter Ge-
winnausschüttungen in den Körperschaft-
steuerbescheiden der GmbH. Das Finanz-
amt nahm in Höhe der verdeckten Ge-
winnausschüttungen zudem freigiebige 
Zuwendungen der GmbH an den Steuer-
pflichtigen an und setzte diesbezüglich 
Schenkungsteuer fest. 
 
Hiergegen wandte sich der Steuerpflicht-
ige erfolgreich mit dem Argument, dass 
eine steuerliche Doppelbelastung vorliegt. 
Das FG gelangte zu der Überzeugung, 
dass die Schenkungsteuer nur freigiebige 
Zuwendungen erfasse, nicht hingegen 



 

 

Vermögensvorteile, die durch eine Er-
werbshandlung am Markt erzielt werden 
und deshalb der Einkommensteuer unter-
liegen. 
 
Die Mietzahlungen stellten jedoch beim 
Steuerpflichtigen in voller Höhe Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung dar. Da 
hierauf Einkommensteuer anfällt, dürfen 
die Beträge nicht erneut der Schenkung-
steuer unterworfen werden. 
 
Anmerkung: Das FG hat die Revision 
zum Bundesfinanzhof aus Gründen der 
Rechtsfortbildung zugelassen. Diese ist 
dort unter dem Aktenzeichen II R 54/15 
anhängig. 
 
 
7. Sozialversicherungspflicht des 

GmbH-Gesellschafters 
 
Das Bundessozialgericht (BSG) hatte be-
reits in 2 Urteilen vom 29.8.2012 ausge-
führt, dass ein vertraglich bestehendes 
Weisungsrecht – auch wenn es tatsächlich 
nicht ausgeübt wird – bedeutsam für die 
Abgrenzung von Beschäftigung und 
Selbstständigkeit ist. 
 
Nach neuer Auffassung des BSG ist dem 
Sozialversicherungsrecht eine bloße 
„Schönwetter-Selbstständigkeit” fremd, die 
nur so lange gilt, wie keine Konflikte auf-
treten. Im Konfliktfall ist allein entschei-
dend, was vertraglich vereinbart wurde. 
Danach gilt für die Praxis: Maßgebend für 
die sozialversicherungsrechtliche Beur-
teilung ist die abstrakte Rechtsmacht. 
 
Nunmehr nimmt das BSG in 3 weiteren 
Urteilen vom 11.11.2015 zur Sozialversi-
cherungspflicht von GmbH-Gesellschaf-
tern (GG) Stellung. Darin heißt es u. a.: 
Allein weitreichende Entscheidungsbefug-
nisse machen einen GG nicht zu einem 
Selbstständigen. Die Annahme eines sol-
chen eigenen Unternehmerrisikos ist nicht 
allein deshalb gerechtfertigt, weil für die 
GmbH hohe Darlehensverbindlichkeiten 
eingegangen und eine weitere Darle-
hensforderung gegen die GmbH erworben 
wurde. 
 
Dass ihm von seiner Ehefrau (= Mehr-
heitsgesellschafterin und Alleingeschäfts-
führerin) GmbH-Stimmrechte übertragen 

wurden, ist unbeachtlich, weil nach dem 
gesellschaftsrechtlichen Abspaltungsver-
bot das Stimmrecht eines Gesellschafters 
nicht ohne den dazugehörigen Geschäfts-
anteil übertragen werden kann. Insgesamt 
verhält es sich daher so, dass der jewei-
lige Mehrheitsgesellschafter – insbeson-
dere im Konfliktfall – jeweils wieder über 
sein Stimmrecht verfügen und den GG in 
der Gesellschafterversammlung über-
stimmen konnte. 
 
Anmerkung: Das BSG misst einer nur auf 
Zeiten eines harmonischen Zusammen-
wirkens unter Familienmitgliedern be-
schränkten „Schönwetter-Selbstständig-
keit“ aber sozialversicherungsrechtlich 
keine entscheidende Bedeutung zu. 
Ebenso ist es danach irrelevant, wenn 
geltend gemacht wird, trotz fehlender ge-
sellschaftsrechtlicher Befugnisse sei der 
GG aufgrund seiner Fachkenntnisse und 
Stellung „Kopf und Seele“ der GmbH. 
 
 
8.  Bauabzugsteuer für Photovoltaik-

anlagen ab 2016 
 
Vergütungen für Bauleistungen, die im 
Inland gegenüber einem Unternehmer 
oder einer juristischen Person des öffentli-
chen Rechts erbracht werden, unterliegen 
der sog. Bauabzugsteuer. Der Leistungs-
empfänger ist verpflichtet, vom Rech-
nungsbetrag 15 % einzubehalten und an 
das Finanzamt abzuführen, es sei denn, 
ihm liegt eine gültige Freistellungsbe-
scheinigung vor oder die gesamte Leis-
tung im laufenden Kalenderjahr übersteigt 
voraussichtlich nicht die Freigrenze von 
5.000 € (bzw. 15.000 € bei ausschließlich 
steuerfreien Umsätzen). Die Verpflichtung 
zum Steuerabzug entsteht in dem Zeit-
punkt, in dem die Leistung erbracht wird. 
 
Unter Bauleistung sind alle Leistungen zu 
verstehen, die der Herstellung, Instand-
setzung oder Instandhaltung, Änderung 
oder Beseitigung von Bauwerken dienen. 
Nach einer Verfügung des Bayerischen 
Landesamtes für Steuern stellt auch die 
Installation einer Photovoltaikanlage an 
oder auf einem Gebäude eine Bauleistung 
dar. Auch die Aufstellung einer 
Freilandphotovoltaikanlage kann den Bau-
leistungsbegriff erfüllen. 
 



 

 

Anmerkung: An der bisher anders lau-
tenden Auffassung, dass 
Photovoltaikanlagen als Betriebsvorrich-
tungen nicht den Begriff des Bauwerks 
erfüllen, wird nicht mehr festgehalten. Die 
nunmehr geltende Rechtsauffassung wird 
grundsätzlich in allen offenen Fällen an-

gewendet. Für Fälle bis zum 31.12.2015 
(Zeitpunkt der Entstehung der Bauab-
zugsteuer) soll es jedoch nicht beanstan-
det werden, wenn ein Abzug der Bauab-
zugsteuer oder das Anfordern einer Frei-
stellungsbescheinigung unterbleibt. 
 

 
 
  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), 
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

10.2.2016 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 
 15.2.2016 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

25.2.2016 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Äl tere Bas iszinssätze f i n den Sie im  Int ernet  unt er :  

ht tp: / /www .bu ndesb an k.d e/Bas iszinssatz  
 

  
 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 
Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
zzgl.  40 € Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2015: November = 107,1; Oktober = 107,0; September = 107,0;  
August = 107,2; Juli = 107,2; Juni = 107,0; Mai = 107,1; April = 107,0; 
März 107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5 
 

Äl tere Verbra ucherpr eis indizes  f i nd en Sie im  Intern et  unt er :   
ht tp: / /www .des t at i s .de -  Ko njun ktur indi kator en -  Verbr aucherpr e is inde x 

  
 

Alle Bei träge s ind nach bes tem W issen zusammengestel lt .  Eine Haf tung für deren Inhal t kann jedoch  
nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  
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